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Satzung über die öffentliche Versorgung mit Fernwärme in der 
Hanse- und Universitätsstadt Rostock (Fernwärmesatzung) 
 
 
 
 
Aufgrund der §§ 5 und 15 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern 
(Kommunalverfassung - KV M-V) vom 13. Juli 2011 (GVOBl. M-V S. 777), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Juli 2019 (GVOBl. M-V S. 467), sowie des § 109 des Gesetzes zur 
Einsparung von Energie und zur Nutzung erneuerbarer Energien zur Wärme- und Kälteerzeu-
gung in Gebäuden - Gebäudeenergiegesetz (GEG) vom 13. August 2020 (BGBl. 2020, Teil I Nr. 
37) wird nach Beschlussfassung durch die Bürgerschaft der Hanse- und Universitätsstadt 
Rostock am 20.01.2021 folgende Satzung erlassen:  
 
Präambel  
 
Zweck dieser Satzung ist der Schutz der natürlichen Grundlagen des Lebens. Sie dient der 
Verbesserung der örtlichen Umweltsituation und damit dem Wohl der Einwohner der Hanse- 
und Universitätsstadt Rostock sowie dem globalen Klima- und Ressourcenschutz. Sie fördert 
den Erhalt und den Ausbau eines zentralen Wärmeversorgungssystems auf Basis der Kraft-
Wärme-Kopplung durch Erweiterung und Verdichtung des Versorgungsnetzes als gemein-
wohlorientierte Infrastruktur zur Minimierung aller heizungsgebundenen Immissionen. Per-
spektivisch wird auf Energiequellen entsprechend den Zielen des Masterplanes 100 % Klima-
schutz für die Hanse- und Universitätsstadt Rostock orientiert und insbesondere die erhebli-
che Senkung der CO2-Emissionen angestrebt. 
 
 
§ 1 Allgemeines  
 
(1) Ein von der Hanse- und Universitätsstadt Rostock beauftragtes Versorgungsunterneh-
men betreibt das Wärmeversorgungssystem als dem öffentlichen Wohl dienende Einrichtung. 
 
(2) Das Wärmeversorgungssystem dient der Versorgung mit Wärme zu Heizzwecken, der Auf-
bereitung von Warmwasser und sonstigen geeigneten thermischen Verwendungszwecken. 
 
 
§ 2 Räumlicher Geltungsbereich 
  
Der räumliche Geltungsbereich der Satzung ist in der Anlage in einer Übersichtskarte ver-
bindlich dargestellt, die Anlage ist Bestandteil der Satzung. 
  
 
§ 3 Anschluss- und Benutzungsrecht  
 
(1) Jeder Eigentümer eines bebauten oder bebaubaren Grundstückes innerhalb des Gel-
tungsbereiches ist vorbehaltlich der Einschränkungen des § 4 berechtigt, sein Grundstück an 
die öffentlichen Fernwärmeversorgungsanlagen anschließen zu lassen, soweit sein Grund-
stück durch eine Straße (Weg, Platz) erschlossen ist, in der sich eine betriebsfertige Fern-
wärmeleitung befindet (Anschlussrecht). Dies gilt auch für Eigentümer von Grundstücken, die 



ORS 7_03.docx -4- S. 2/5 

nicht direkt an solcher Straße liegen, aber mit dieser durch einen privaten oder öffentlichen 
Weg verbunden sind. 
 
(2) Die Hanse- und Universitätsstadt Rostock gibt öffentlich bekannt, welche Straßen mit 
betriebsfertigen Versorgungsleitungen versehen sind. Mit Ablauf eines Monats nach erfolgter 
Bekanntgabe ist das Anschlussrecht wirksam. 
 
(3) Nach dem betriebsfertigen Anschluss des Grundstückes an die Fernwärmeversorgungs-
anlagen haben die Eigentümer das Recht, die benötigte Wärmeenergie zur Grundversorgung 
für Raumwärme, Warmwasserbereitung und allen sonstigen Wärmebedarf im Niedertempera-
turbereich bis zu der für jeden Anschlussnehmer besonders festgelegten und vertraglich ver-
einbarten Leistung zu entnehmen (Benutzungsrecht).  
 
(4) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von der Eintragung im Grundbuch 
jeder zusammenhängende Grundbesitz, der eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet.  
 
(5) Den Eigentümern sind Erbbauberechtigte und in ähnlicher Weise dinglich Berechtigte 
gleichgestellt.  
 
 
§ 4 Begrenzung des Anschlussrechtes  
 
(1) Ist der Anschluss wegen der besonderen Lage des Grundstückes oder aus sonstigen tech-
nischen oder wirtschaftlichen Gründen mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden oder sind 
dafür besondere Maßnahmen und Anforderungen erforderlich, kann der Anschluss durch die 
Hanse- und Universitätsstadt Rostock versagt werden. Eine Versagung ist ausgeschlossen, 
wenn der Anschlussberechtigte sich bereit erklärt, die über den üblichen Rahmen hinausge-
henden Mehrkosten für den Anschluss und gegebenenfalls für den Betrieb zu tragen. 
 
(2) Sind die Gründe, die zur Versagung des Anschlusses geführt haben, fortgefallen, ist nach 
den Vorschriften der Satzung zu verfahren. 
 
 
§ 5 Anschluss- und Benutzungszwang  
 
(1) Jeder Anschlussberechtigte ist verpflichtet, sein Grundstück an die öffentliche Fern-
wärmeversorgung anzuschließen, sobald es mit Gebäuden bebaut ist oder mit der Bebauung 
begonnen wird und Wärmeverbrauchsanlagen betrieben werden sollen (Anschlusszwang). 
Befinden sich auf dem Grundstück mehrere Gebäude, in denen Raumwärme benötigt wird, so 
ist jedes Gebäude anzuschließen.  
 
(2) Er ist darüber hinaus verpflichtet, den gesamten Wärmebedarf zur Grundversorgung für 
Raumwärme, Warmwasserbereitung und allen sonstigen Wärmebedarf im Niedertempera-
turbereich aus dem Fernwärmenetz zu decken (Benutzungszwang). Ergänzungsheizungen, die 
lediglich als Zusatz neben einer bestehenden Heizung vorhanden sind, insbesondere Kamin-
feuerstellen, unterliegen nicht der Satzung.  
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(3) Werden auf Grundstücken an Straßen, die noch nicht mit einer betriebsfertigen Fern-
wärmeleitung ausgestattet sind aber später damit versehen werden sollen, Neubauten er-
richtet oder Bestandsbauten saniert oder wesentlich umgebaut bzw. Heizungsanlagen er-
neuert, kann der Satzungsgeber verlangen, dass alle Einrichtungen für einen bevorstehenden 
Fernwärmeanschluss vorbereitet werden. 
 
(4) Die Erzeugung von Wärme zur Grundversorgung für Raumwärme, Warmwasser und allen 
sonstigen Wärmebedarf im Niedertemperaturbereich ist im Versorgungsgebiet nicht gestat-
tet, soweit keine Ausnahme i. S. v. § 4 Abs. 1 oder Befreiung gemäß § 6 vorliegt. Dies gilt nicht 
für Ergänzungsheizungen (z. B. Kamine).  
 
 
§ 6 Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang  
 
(1) Grundstückseigentümer können auf Antrag vom Anschluss- und Benutzungszwang befreit 
werden. Befreiungen können widerruflich oder befristet erteilt und mit Auflagen oder Bedin-
gungen versehen werden. 
  
(2) Die Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang ist spätestens drei Monate vor dem 
Entstehen der Anschlusspflicht schriftlich bei der Hanse- und Universitätsstadt Rostock zu 
beantragen. Angaben zum Wärmebedarf des betreffenden Objektes sowie alle erforderlichen 
Unterlagen für die Entscheidung sind mit der Antragstellung einzureichen. Bei Akutausfällen 
während der Heizperiode wird auf Antrag eine Befreiung bis zum nächstmöglichen An-
schlusstermin erteilt, wenn keine Voraussetzungen gemäß Abs. 3 und 4 vorliegen.   
 
(3) Eine Befreiung kann erteilt werden, wenn 

a) die Erzeugung von Wärmeenergie mit einer emissionsfreien Heizungsanlage ohne erfor-
derliche Rauch- bzw. Abgasabzugsanlage erfolgen soll oder 

b) Anlagen auf Basis von erneuerbaren Energien i. S. v. § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 EEWärmeG oder 
Abwärme i. S. v. § 2 Abs. 2 Nr. 1 EEWärmeG zur Gewinnung von Wärmeenergie eingesetzt 
werden oder 

c) auf andere Weise den Grundsätzen der Satzung durch ein innovatives Wärmeversorgungs-
konzept Genüge getan wird  

 
und der CO2-Emissionsfaktor der zur Wärmeerzeugung eingesetzten Anlage jeweils maximal 
dem zum Zeitpunkt der Antragstellung veröffentlichten zertifizierten CO2-Emissionsfaktor der 
durch das beauftragte Versorgungsunternehmen produzierten Fernwärme entspricht. Der 
Nachweis ist mit Antragstellung zu erbringen. 
 
(4) Eine Befreiung aus wirtschaftlichen Gründen kann ferner erteilt werden, wenn durch den 
Anschluss an die Fernwärmeversorgung nachweislich für den Einzelfall ein mit den Satzungs-
zielen nicht zu rechtfertigender Härtefall entsteht und die Befreiung mit dem öffentlichen 
Interesse vereinbar ist. Die Beurteilung erfolgt auf der Grundlage einer Vollkostenrechnung 
auf Basis der VDI 2067 über einen Zeitraum von 20 Jahren.  
 
(5) Anträge auf Befreiung für Objekte im Eigentum von Wohneigentümergemeinschaften 
(WEG) sind von der WEG gemeinsam zu stellen. Erteilte Befreiungen sind für alle Mitglieder 
bindend. 
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(6) Der Verpflichtete, in dessen Gebäuden nicht satzungsgemäße Wärmeversorgungsanlagen 
bestehen, ist solange vom Anschluss- und Benutzungszwang befreit, bis die Wärmeversor-
gungsanlagen erneuert oder wesentlich geändert werden sollen. Eine wesentliche Änderung 
oder Erneuerung ist insbesondere gegeben, wenn  

a) eine neue Wärmeerzeugungsanlage erforderlich ist oder  

b) ein Wechsel der Energieträger erfolgt oder  

c) von dezentraler, wohnungsbezogener auf zentrale Versorgung umgerüstet wird.   
 
Ein Erlöschen der Befreiungsvoraussetzungen ist unverzüglich der Hanse- und Universitäts-
stadt Rostock anzuzeigen. 
 
(7) Der Befreiungsnehmer hat dafür Sorge zu tragen, alle technischen, vertraglichen und 
sonstigen Voraussetzungen für die künftig satzungsgemäße Versorgung bis zum Ablauf der 
Nutzungszeit nicht satzungsgemäßer Wärmeversorgungsanlagen zu schaffen. Er ist verpflich-
tet, den Anschluss an das Fernwärmesystem und die Belieferung mit Wärme rechtzeitig mit 
dem Versorgungsunternehmen vertraglich zu vereinbaren oder eine andere der Satzung ent-
sprechende Versorgung des Objektes zu realisieren. Beides ist drei Monate vor Ablauf der 
Nutzungszeit nicht satzungsgemäßer Wärmeversorgungsanlagen der Hanse- und Universi-
tätsstadt Rostock anzuzeigen.    
 
 
§ 7 Anschluss an öffentliche Fernwärme sowie Rechtsgrundlage für die Wärmeversorgung 
 
(1) Der Antrag auf Anschluss an Fernwärme ist von dem Verpflichteten rechtzeitig beim be-
auftragten Versorgungsunternehmen zu stellen. Darin müssen alle notwendigen Angaben 
zum Wärmebedarf der auf dem Grundstück befindlichen Gebäude enthalten sein. 
 
(2) Der Anschluss und die Versorgung erfolgen auf der Grundlage privatrechtlicher Regelun-
gen nach der Verordnung über allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Fernwärme 
(AVBFernwärmeV) und entsprechend den allgemeinen Versorgungsbedingungen des Unter-
nehmens in der jeweils geltenden Fassung, soweit keine individuelle Vereinbarung getroffen 
wird. 
 
 
§ 8 Satzungsverstoß   
  
Für satzungswidrig errichtete Heizungsanlagen kann, unbeschadet den Bestimmungen nach  
§ 9 dieser Satzung, die Nutzung untersagt werden. 
  
 
§ 9 Ordnungswidrigkeiten   
 
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 5 Abs. 3 der Kommunalverfassung - KV M-V handelt, wer 
als Verpflichteter vorsätzlich oder fahrlässig dieser Satzung zuwider handelt, indem er  

a) entgegen § 5 Abs. 1 sein Grundstück nicht an die Fernwärmeversorgung anschließt,  

b) entgegen § 5 Abs. 2 nicht den Grundwärmebedarf aus dem Fernwärmenetz deckt,  

c) entgegen § 5 Abs. 3 auf Verlangen keine Einrichtungen für einen bevorstehenden Fern-
wärmeanschluss vorbereitet oder 
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d) entgegen § 5 Abs. 4 Wärmeerzeugungsanlagen auf seinem Grundstück betreibt, soweit 
keine Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang nach § 6 erteilt wurde. 

 
(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer 

a) entgegen § 6 Abs. 2 unvollständige oder wissentlich falsche Angaben macht, 

b) entgegen § 6 Abs. 6 ein Erlöschen der Befreiungsvoraussetzungen nicht unverzüglich der 
Hanse- und Universitätsstadt Rostock anzeigt. 

 
(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 20.000 Euro geahndet werden. 
 
 
§ 10 Inkrafttreten/Außerkrafttreten  
 
(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die öffentliche Versorgung mit Fernwärme in der Han-
sestadt Rostock vom 11. April 2017, veröffentlicht im Amts- und Mitteilungsblatt der Hanse-
stadt Rostock Nr. 8 vom 26. April 2017, außer Kraft.  
 
 
 
Rostock, 17.02.2021 
 
 
 
Claus Ruhe Madsen 
Oberbürgermeister 
 
Anlage 
Übersichtskarte Geltungsbereich 
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